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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Verkehrspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Kapazitäts- 
kontrolle des Güterkraftverkehrs zwischen den Mitglied- 
staaten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Mai 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Budidruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Kapazitätskontrolle des Güterkraftverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1018/68 
des Rates vom 19. Juli 1968 über die Bildung eines 
Gemeinschaftskontingents für den Güterkraft- 
verkehr zwischen den Mitgliedstaaten ^), insbeson- 
dere auf Artikel 7 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik umfaßt unter anderem gemeinsame Regeln 
für den grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
aus oder nach dem Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates oder für den Durchgangsverkehr durch das 
Hoheitsgebiet eines oder mehrerer Mitgliedstaaten. 

Diese gemeinsamen Regeln sollen eine Entwick- 
lung des Güterkraftverkehrs ermöglichen, die den 
Erfordernissen des Gemeinsamen Marktes ent- 
spricht; sie sollen ferner den Ausbau eines Ver- 
kehrsmarktes auf Gemeinschaftsebene begünstigen, 
zu dem die Verkehrsunternehmer der Mitgliedstaa- 
ten unter gleichen Bedingungen und ohne Unter- 
scheidung nach ihrer Staatsangehörigkeit Zugang 
haben. 

Ang;esichts der Besonderheiten des Verkehrs muß 
sich die Verfolgung dieser Ziele in den Rahmen einer 
Organisation des Verkehrsmarktes einfügen, die 
eine Kapazitätsregelung für den Güterkraftverkehr 
einschließt. 

Für den Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
bietet sich hierfür als zweckmäßigste Lösung die all- 
gemeine Einführung einer Gemeinschaftsgenehmi- 
gung an, die somit in vollem Umfang an die Stelle 
der derzeit parallel dazu bestehenden einseitigen 
Regelungen und zweiseitigen Vereinbarungen tritt 
und es den Unternehmern der Mitgliedstaaten er- 
möglicht, auf sämtlichen internationalen Verkehrs- 
verbindungen zwischen den Mitgliedstaaten Beför- 
derungen durchzuführen. Mit einer derartigen Ge- 
samtlösung in diesem kohärenten und organischen 
Rahmen kann die Kapazität des Güterkraftverkehrs 
an den tatsächlichen Bedarf des Güteraustausches 
zwischen den Mitgliedstaaten angepaßt werden. 


Die aufgrund der vorläufigen Einführung der Ge- 
meinschaftsgenehmigungen durch die Verordnung 
(EWG) Nr. 1018/68 des Rates vom 19. Juli 1968 er- 
worbenen Erfahrungen waren überzeugend. Im übri- 
gen haben die Entwicklung der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik und vor allem die Maßnahme zur Har- 
monisierung der Wettbewerbsbedingungen schon 
jetzt dazu geführt, daß einige Verzerrungen beseitigt 
wurden; dadurch wird ermöglicht, weitere Unter- 
schiede schrittweise zu beseitigen oder abzuschwä- 
chen, so daß den Verkehrsunternehmern der Mit- 
gliedstaaten im wesentlichen gleiche Wettbewerbs- 
stellungen verschafft werden. 

Daher müssen die bilateralen und Transitkontin- 
gente schrittweise abgebaut werden. Eine solche Re- 
gelung erfordert, daß diese Kontingente nicht mehr 
erhöht werden, sobald sie für alle Verkehrsbezie- 
hungen in einer bestimmten Höhe festgesetzt sind. 
Danach muß die Zahl der bilateralen und Transit- 
genehmigungen schrittweise verringert und ihr 
völliger Abbau vorgesehen werden. Dabei ist im 
Hinblick auf Artikel 233 des EWG-Vertrages der 
besonderen Lage der Mitgliedstaaten in der Wirt- 
schaftsunion Benelux Rechnung zu tragen, in der 
übrigens der Güterkraftverkehr zwischen den Staa- 
ten dieser Union bereits einen fortgeschrittenen In- 
tegrationsstand erreicht hat. 

Die Höhe des Gemeinschaftskontingents und seine 
Aufteilung zwischen den Mitgliedstaaten müssen in 
jedem Jahr anhand objektiver Kriterien unter Be- 
rücksichtigung der Entwicklung des innergemein- 
schaftlichen Güteraustausches und der Auswirkun- 
gen der teilweisen Verringerung der im Rahmen 
dieser Regelung erteilten Genehmigungen bis zur 
völligen Abschaffung des bilateralen Systems fest- 
gesetzt werden. 

Die in der ersten Richtlinie des Rates vom 23. Juli 
1962 über die Aufstellung einiger gemeinsamer Re- 
geln für den internationalen Verkehr (gewerblicher 
Güterkraftverkehr) -) genannten Beförderungen 
brauchen dem Gemeinschaftskontingent nicht unter- 
worfen zu werden. Ferner ist es nicht notwendig, 
für Beförderungen im Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten, die Unternehmen für ihre eige- 
nen Zwecke mit ihnen gehörenden Fahrzeugen 
durchzuführen, eine Kontingentierung vorzusehen. 
Hierzu ist jedoch eine ausreichende Überwachung 
erforderlich; es empfiehlt sich daher, auf Gemein- 
schaftsebene ein einheitliches Dokument vorzu- 
schreiben. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 23. Juli 1968 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 70 
vom 6. August 1962 
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Um ein einwandfreies Funktionieren des Systems 
zu gewährleisten, ist es angebracht, daß die Unter- 
nehmen den zuständigen Behörden die zweckdien- 
lichen Auskünfte über die erbrachten Leistungen 
mitteilen. 

Es muß vorgesehen werden, Entwicklungen, die 
bei der Festsetzung oder sogar der Aufteilung der 
Kontingente nicht in Rechnung gestellt werden 
konnten, ebenso zu entsprechen wie einem zeitwei- 
lig ungenügenden Angebot an Verkehrsleistungen 
sowie einem außergewöhnlichen, zeitlich begrenzten 
Verkehrsbedarf. 

Den Verkehrsunternehmern muß die Möglichkeit 
des Einspruches gegen die Einzelentscheidungen der 
zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten gewährt 
werden. 

Es sind bestimmte Mittel für die Überwachung 
und die Ahndungen vorzusehen, um die Einhaltung 
der in der Regelung genannten Bestimmungen zu ge- 
währleisten. 

Es erscheint zweckmäßig, gewisse Regeln betref- 
fend die Zuständigkeit für die Verfolgung von Ver- 
stößen zu vereinheitlichen und gleichzeitig sicher- 
zustellen, daß die verhängten Strafen der Schwere 
und der Häufigkeit der betreffenden Verstöße an- 
gemessen sind und ein besserer individueller Schutz 
der Verkehrsunternehmer gewährleistet ist. 

Um die von den Mitgliedstaaten gemäß dieser 
Verordnung zu treffenden Maßnahmen zu verein- 
heitlichen, ist ein gemeinschaftliches Beratungsver- 
fahren vorzusehen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

ABSCHNITT I 

Begriffsbestimmungen und Geltungsbereich 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet; 

1. „Straßenverkehr": jede Fortbewegung eines zur 
Güterbeförderung benutzten leeren oder beladenen 
„Fahrzeugs" auf der Straße; 

2. „Fahrzeug": ein einzelnes Kraftfahrzeug oder 
ein Kraftfahrzeug mit Anhänger; 

3. „Werkverkehr"; jede Güterbeförderung im 
Kraftverkehr zwischen Mitgliedstaaten, die von 
einem Unternehmen für seinen eigenen Bedarf aus- 
geführt v/ird, sofern die in Artikel 9 der Verordnung 
Nr. 11 des Rates vom 27. Juni 1960^) vorgesehenen 
Bedingungen erfüllt sind; 

4. „Gewerblicher Verkehr": jede Güterbeförderung 
im Kraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten, die 
nicht den für den „Werkverkehr" vorgesehenen Be- 
dingungen entspricht; 


5. „Kombinierter Verkehr": jede Güterbeförderung 
zwischen den Mitgliedstaaten durch ein Straßenfahr- 
zeug, wobei auf einem Teil der Strecke ein oder 
mehrere andere Verkehrsträger benutzt werden. 


Artikel 2 

Die Bestimmungen dieser Verordnung gelten für den 
Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
einschließlich des kombinierten Verkehrs, unbe- 
schadet der Vorschriften der Ersten Richtlinie des 
Rates vom 23. Juli 1962 über die Aufstellung einiger 
gemeinsamer Regeln für den internationalen Ver- 
kehr (gewerblicher Güterkraftverkehr) ^). 


Artikel 3 

Die auf den in Artikel 2 genannten Verkehr anwend- 
bare Regelung wird schrittweise in zwei Phasen 
eingeführt; 

a) während der ersten Phase vom 1. Januar 1973 
bis 31. Dezember 1975 gelten die Bestimmungen 
des Abschnitts II ; 

b) während der zweiten Phase, die am 1. Januar 
1976 beginnt, gelten die Bestimmungen des Ab- 
schnitts III. 


Artikel 4 

1. Die Gemeinschaftsgenehmigungen berechtigen 
ihre Inhaber, gewerblichen Güterkraftverkehr auf 
sämtlichen Verkehrsverbindungen zwischen den 
Mitgliedstaaten, sowohl multilateraler als auch bila- 
teraler Art, auszuführen, unter Ausschluß jeglichen 
Inlandsverkehrs im Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates, sowie Leerfahrten im gesamten Gebiet der 
Gemeinschaft auszuführen. 

2. Die Gemeinschaftsgenehmigungen werden auf 
den Namen eines Verkehrsunternehmers ausgestellt. 
Sie dürfen von diesem nicht auf Dritte übertragen 
werden. 

Eine Genehmigung darf jeweils nur für ein einziges 
Fahrzeug verwendet werden. Sie ist im Fahrzeug 
mitzuführen und den zuständigen Kontrollbeamten 
auf Verlangen vorzuzeigen. 

3. Die Gemeinschaftsgenehmigungen werden den 
Mitgliedstaaten zur Aushändigung an die Verkehrs- 
unternehmer zugewiesen. 


3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 55 
vom 16. August 1960 

'*) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 70 
vom 6. August 1962 
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ABSCHNITT II 

Vorschriften für die erste Phase 

UNTERABSCHNITT I 
Gemeinschaftskontingent 


Artikel 5 

1. Das Gemeinschaftskontingent umfaßt für 1973 
1320 Genehmigungen. 

2. Für die Jahre 1974 und 1975 wird der Umfang 
des Gemeinschaftskontingents vor dem 1. Dezember 
des vorangehenden Jahres auf Vorschlag der Kom- 
mission vom Rat festgesetzt. 

3. Bei der Festsetzung der in Absatz 2 genannten 
Kontingente wird insbesondere folgendes berück- 
sichtigt: 

~ die voraussichtliche Entwicklung des Verkehrs- 
bedarfs zwischen den Mitgliedstaaten, insbeson- 
dere des Güterkraftverkehrs; 

- die Ausnutzung der vorhandenen Beförderungs- 
kapazitäten, wie sie sich aus der Auswertung der 
Fahrtenberichte ergibt; 

- der anhand der Bestimmungen der Verordnung 
1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968'') festgestell- 
te allgemeine Trend der Beförderungspreise; 

- die Auswirkung der Beförderungen, die unter 
einer anderen Regelung als der für das Gemein- 
schaftskontingent durchgeführt werden. 


Artikel 6 

1. Für 1973 wird die Zahl der jedem Mitgliedstaat 
zugewiesenen Gemeinschaftsgenehmigungen wie 
folgt festgesetzt: 


Belgien: 

177 

Deutschland: 

300 

Frankreich: 

286 

Italien: 

255 

Luxemburg: 

33 

Niederlande: 

269 


2. Für 1974 und 1975 wird die Aufteilung vor dem 

1. Dezember des vorangehenden Jahres auf Vor- 
schlag der Kommission vom Rat festgesetzt. 

3. Bei der Aufteilung wird insbesondere folgendes 
berücksichtigt: 

- die voraussichtliche Entwicklung des Verkehrsbe- 
darfs zwischen den Mitgliedstaaten, insbesondere 
des Güterkraftverkehrs; 

- die Ausnutzung der vorhandenen Beförderungs- 
kapazitäten, wie sie sich aus der Auswertung der 
Fahrtenberichte ergibt; 


- die Auswirkung der Beförderungen, die unter 
einer anderen Regelung als der für das Gemein- 
schaftskontingent durchgeführt werden, und 

- die Auswirkungen der noch bestehenden Unter- 
schiede zwischen den Wettbewerbsbedingungen 
der Verkehrsunternehmer eines jeden Mitglied- 
staates. 

Artikel 7 

1. Die Gemeinschaftsgenehmigungen müssen dem 
Muster in der Anlage I zu dieser Verordnung ent- 
sprechen; die Anlage ist Bestandteil dieser Verord- 
nung. Diese Anlage legt ebenfalls die Bedingungen 
der Gemeinschaftsgenehmigungen fest. 

2. Die Gemeinschaftsgenehmigungen gelten für ein 
Kalenderjahr. 

UNTERABSCHNITT II 
Bilaterale Kontingente 

Artikel 8 

1. Unbeschadet des Artikels 19 darf die Zahl der 
bilateralen und Transitgenehmigungen je Verkehrs- 
verbindung zwischen den Mitgliedstaaten ab 1. Ja- 
nuar 1974 das am 31. Dezember 1972 erreichte jähr- 
liche Niveau nicht um mehr als 10 v. H. überschrei- 
ten. 

2. Auf den nicht der Genehmigung unterworfenen 
Verkehrsverbindungen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten können die betreffenden Mitgliedstaaten bis 
spätestens 1. Juli 1973: 

- ihr bisheriges System beibehalten oder 

- das Genehmigungsverfahren einführen. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission für 
jede der Genehmigung unterworfene Verkehrsver- 
bindung zwischen den Mitgliedstaaten spätestens 
am 1. April 1974 die gemäß Absatz 1 festgesetzte 
Zahl der Genehmigungen mit. 


UNTERABSCNITT III 
Komoinierter Verkehr 


Artikel 9 

1. Die Gemeinschafts-, bilateralen und Transitge- 
nehmigungen, die für einen kombinierten Verkehr 
verwendet werden, gelten ab 1. Januar 1973 für die 
gesamte Strecke, auf der dieser Verkehr durchge- 
führt wird. 

'>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 6. August 1968 
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2. Diese Bestimmung gilt auch für den Fall, daß bei 
einem derartigen Verkehr auf einem Teil oder der 
gesamten Fahrstrecke eine Zugmaschine verwendet 
wird, die nicht der natürlichen oder juristischen Per- 
son, die Inhaber der Genehmigung ist, gehört. 

3. Ab 1. Januar 1974 wird der kombinierte Ver- 
kehr auf Grund einer Sondergenehmigung ausge- 
führt, die ohne mengenmäßige Beschränkung erteilt 
wird. Die Kommission erläßt nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten bis zum 1. Juli 1973 das Muster für 
diese Genehmigung und die Bedingungen für ihre 
Verwendung. 

ABSCHNITT III 

Vorschriften für die zweite Phase 

UNTERABSCHNITT I 

Fusion des Gemeinschaftskontingents 
Artikel 10 

1. Für jedes Jahr von 1976 bis 1980 wird die Ge- 
samtzahl der bilateralen und Transitgenehmigungen 
jährlich um 20 v. H. der Zahl verringert, die unter 
den in Artikel 8 Absatz 1 vorgesehenen Bedingun- 
gen festgesteilt wurde. 

2. Diese Verringerung gilt einheitlich für jede Art 
der betreffenden Genehmigungen und Verkehrs- 
verbindungen. 

3. Ab 1. Januar 1981 werden die unter den Gel- 
tungsbereich dieser Verordnung fallenden Beför- 
derungen, mit Ausnahme der in den Artikeln 9, 12 
und 16 genannten, aufgrund der Gemeinschaftsge- 
nehmigungen durchgeführt. 

4. Die Höhe des Gemeinschaftskontingents wird 
jährlich anhand der in Artikel 5 Absatz 3 vorge- 
sehenen Kriterien angepaßt. Für den Zeitraum von 
1976 bis 1980 wird auch den voraussichtlichen Aus- 
wirkungen infolge der Verringerung der Zahl der 
bilateralen und Transitgenehmigungen Rechnung 
getragen. 

Artikel 11 

1. Die in Artikel 10 Absatz 4 genannten Bestim- 
mungen werden auf Vorschlag der Kommisison vor 
dem 1. Dezember des ihrer Durchführung vorange- 
henden Jahres vom Rat erlassen. 

2. Wenn es die Marktverhältnisse rechtfertigen, 
kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit unter Be- 
rücksichtigung der erworbenen Erfahrungen und auf 
Vorschlag der Kommission die Bedingungen für die 
Verringerung der Zahl der bilateralen und Transit- 
genehmigungen, wie sie in Artikel 10 Absatz 1 
vorgesehen sind, ändern. 


Artikel 12 

Für die Beförderungen zwischen den Mitgliedstaaten 
der Benelux mit Fahrzeugen, die in einem dieser 
Staaten zugelassen sind, gelten unbeschadet der Vor- 
schriften des Artikels 18 weiterhin die Bestimmun- 
gen, die in den im Rahmen dieser regionalen Union 
geschlossenen Abkommen vorgesehen sind. 


Artikel 13 

1. Für jedes Jahr ab 1976 erfolgt die Erteilung der 
Gemeinschaftsgenehmigungen an die Mitgliedstaa- 
ten nach den in Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 11 
Absatz 1 vorgesehenen Bedingungen. 

2. Bei der Erteilung der Gemeinschaftsgenehmigun- 
gen an die Mitgliedstaaten wird auch dem Umstand 
Rechnung getragen, daß die betreffenden Beförde- 
rungen auf bestimmten Verkehrsverbindungen ohne 
mengenmäßige Beschränkungen durchgeführt wer- 
den. 


UNTERABSCHNITT 11 

Gemeinschaftsgenehmigungen 


Artikel 14 

1. Die Gemeinschaftsgenehmigung entspricht einem 
Muster, das die Kommission nach Anhörung der 
Mitgliedstaatcn bis zum 1. Juli 1975 durch Verord- 
nung erstellt. 

2. Die Geltungsdauer der Genehmigung wird auf 
sieben Jahre festgesetzt. 


Artikel 15 

1. Die Verwendung der Genehmigung unterliegt 
seitens der zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten 
einer Überprüfung, die sich in erster Linie auf den 
Umfang der erbrachten Leistungen und den Grad der 
durchschnittlichen Ausnutzung der Kapazität er- 
streckt. 

Die Prüfung wird bei der Erneuerung der Genehmi- 
gung durchgeführt und während der Geltungsdauer 
innerhalb einer Zeitspanne, die zwei Jahre nicht 
überschreiten darf. 

2. An Hand der Ergebnisse der in Absatz 1 ge- 
nannten Überprüfung können die zuständigen Be- 
hörden der Mitgliedstaaten die Zahl der erteilten 
Genehmigungen erhöhen oder verringern, um sie 
dem tatsächlichen Verkehrsbedarf des Unterneh- 
mens anzupassen. 
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UNTERABSCHNITT III 
Werkverkehr 


Artikel 16 

1. Der Werkverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
wird auf Grund der Gemeinschaftsbescheinigung 
durchgeführt. 

2. Die Gemeinschaftsbescheinigung berechtigt ihren 
Inhaber, Beförderungen im Werkverkehr auf sämt- 
lichen Verkehrsverbindungen zwischen den Mit- 
gliedstaaten sowie Leerfahrten im gesamten Gebiet 
der Gemeinschaft durchzuführen. 

3. Die Gemeinschaftsbescheinigung entspricht 
einem Muster, das die Kommission nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten bis zum 1. Juli 1975 durch Ver- 
ordnung erstellt. 

4. Die Gemeinschaftsbescheinigung wird auf den 
Namen einer natürlichen oder juristischen Person 
ausgestellt. Sie darf von dieser nicht auf Dritte über- 
tragen werden. 

5. Eine Bescheinigung darf jeweils nur für ein ein- 
ziges Fahrzeug verwendet werden. 


Artikel 17 

1. Die Gemeinschaftsbescheinigung wird von dem 
Mitgliedstaat ausgestellt, in dessen Hoheitsgebiet 
das (oder die) der natürlichen oder juristischen Per- 
son gehörende(n) Fahrzeug(e) zugelassen ist (sind). 

2. Die Erteilung der Gemeinschaftsbescheinigungen 
unterliegt keiner mengenmäßigen Beschränkung. 

3. Die Mitgliedstaaten können jedoch einen Antrag 
auf Gewährung einer Bescheinigung zurückweisen 
oder die beantragte Kapazität herabsetzen, falls fest- 
gestellt wird, daß ein derartiger Antrag angesichts 
der Erfordernisse des Betriebs des Antragstellers im 
Rahmen der Versorgung und der Produktion völlig 
oder teilweise unbegründet ist. 

4. Die Gemeinschaftsbescheinigung wird für eine 
unbegrenzte Zeit ausgestellt. 


ABSCHNITT IV 

Fahrtenberichte für Beförderungen 

Artikel 18 

1. Im Jahre 1973 werden die Beförderungen auf- 
grund einer Gemeinschaftsgenehmigung in einem 


Fahrtenbericht für Beförderungen eingetragen, des- 
sen Muster und allgemeine Vorschriften für seine 
Verwendung sowie für die Lieferung von Angaben, 
die in der Anlage I zu dieser Verordnung enthalten 
sind; die Anlage ist Bestandteil dieser Verordnung. 

2. Ab 1. Januar 1974 werden die Beförderungen 
aufgrund einer Gemeinschaftsgenehmigung, die Be- 
förderungen auf den bilateralen Verkehrsverbin- 
dungen zwischen den Mitgliedstaaten sowie die Be- 
förderungen im kombinierten Verkehr in einem 
Fahrtenbericht für Beförderungen eingetragen. 

3. Ab 1. Januar 1976 werden die aufgrund einer 
Gemeinschaftsbescheinigung nach Artikel 16 ausge- 
führten Beförderungen in einem Fahrtenbericht für 
Beförderungen eingetragen. 

4. Das Muster des einheitlichen Fahrtenberichts 
für Beförderungen gemäß Artikel 2 und 3 und die 
Vorschriften für die Verwendung des Formulares 
werden durch die Kommission nach Anhörung der 
Mitgliedstaaten bis zum 1. Juli 1973 durch Verord- 
nung festgelegt. 

5. Die Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 3 gelten 
nicht für Beförderungen mit Fahrzeugen, deren ge- 
nehmigte Nutzlast drei Tonnen nicht übersteigt. 

6. Die zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten lei- 
ten der Kommission in anonymer Form und mittels 
Datenträgern die für einen Monat erhaltenen An- 
gaben innerhalb der drei auf den Bezugsmonat fol- 
genden Monate zu. 

Die entstehenden Kosten für die Auswertung durch 
Datenträger werden von den Mitgliedstaaten getra- 
gen. 

7. Die in den vorstehenden Absätzen genannten 
Angaben dürfen nur für statistische Zwecke verwen- 
det werden. Sie dürfen nicht für steuerliche Zwecke 
verwendet und an Dritte weitergegeben werden. 

8. Die Kommission übermittelt den Mitgliedstaa- 
ten so bald wie möglich Übersichten, die sie unter 
Verwendung der ihr gemäß Absatz 6 zugeleiteten 
Angaben aufgestellt hat. 


ABSCHNITT V 

Schlußbestimmungen 


Artikel 19 

Um der Verkehrsentwicklung, die bei Festsetzung 
der durch diese Verordnung eingeführten Kontin- 
gente nicht berücksichtigt werden konnte, und um 
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einem ungenügenden Angebot an Verkehrsleistun- 
gen Rechnung tragen zu können, kann der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit und auf Vorschlag der Kom- ^ 
mission die Ausgabe von bilateralen oder Gemein- 
schaftsgenehmigungen außerhalb der Kontingente 
gestatten, 

- indem er ihre Zahl und ihre Geltungsdauer sowie 
die Güterarten, für welche die Genehmigungen 
gültig sind, festsetzt; 

- indem er gegebenenfalls in Abweichung von Arti- 
kel 4 Absatz 1 die Verkehrsgebiete einschränkt, 
in denen die zusätzlichen Gemeinschaftsgenehmi- 
gungen verwendet werden können. 


Artikel 20 

1. Die von den zuständigen Stellen der Mitglied- 
staaten gemäß dieser Verordnung getroffenen Ent- 
scheidungen, die insbesondere die vollständige oder 
teilweise Ablehnung eines Antrags auf Erteilung 
einer Genehmigung oder einer Bescheinigung bezie- 
hungsweise den Entzug einer dieser Beförderungs- 
papiere oder eine Einschränkung der zuvor geneh- 
migten Kapazität umfassen, werden mit Gründen 
versehen. 

2. Die Mitgliedstaaten gewähren natürlichen und 
juristischen Personen, die Beförderungen im Rah- 
men dieser Verordnung durchführen, die Möglich- 
keit, ihre Interessen gegenüber den von den Mit- 
gliedstaaten nach den Bestimmungen dieser Verord- 
nung getroffenen Entscheidungen durch angemes- 
sene Mittel geltend zu machen. 


Artikel 21 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren einander Beistand 
im Hinblick auf die Anwendung und Überwachung 
der Bestimmungen dieser Verordnung. 

2. Erhält ein Mitgliedstaat davon Kenntnis, daß ein 
Verkehrsunternehmer eines anderen Mitgliedstaates 
auf seinem Hoheitsgebiet gegen die Bestimmungen 
dieser Verordnung verstoßen hat, so unterrichtet er 
davon die Behörden des Mitgliedstaates, in dem das 
Fahrzeug zugelassen ist. Nur dieser Mitgliedstaat 
ist berechtigt, die Zuwiderhandlung zu ahnden, er 
teilt sie dem betroffenen Mitgliedstaat mit. 


Artikel 22 

1. Die Mitgliedslaaten erlassen nach Anhörung der 
Kommission rechtzeitig die zur Durchführung dieser 
Verordnung notwendigen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften. 

Diese Vorschriften erstrecken sich unter anderem 
auf die Organisation, das Verfahren und die Mittel 
für die Überwachung sowie auf die Ahndung von 
Zuwiderhandlungen. 

2. Die Kommission konsultiert auf Antrag eines 
Mitgliedstaates oder von sich aus die beteiligten 
Mitgliedstaaten zu den Entwürfen für die in Ab- 
satz 1 genannten Vorschriften. 

Diese Verordnung tritt am in Kraft; sie 

ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel- 
bar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Anlage I 

(a) 

(Rosafarbenes starkes Papier - Abmessungen 15X21 cm) 
(Erste Seite der Gemeinschaftsgenehmigung) 


(Wortlaut in der beziehungsweise den Amtssprachen des Mitgliedstaates abgefaßt, der die Genehmigung 
erteilt ~ Übersetzung in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft befindet sich auf der Rückseite) 


KOMMISSION 

DER 

EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


(Prägestempel 
der Kommission 
der Europäischen 
Gemeinschaften) 


STAAT, DER DIE 
GENEHMIGUNG 
ERSTELLT 
~ Nationalitäts- 
zeichen - 


Bezeichnung 
der Behörde 
oder der 
zuständigen 
Stelle 


Gemeinschaftsgenehmigung Nr. 

für den gewerblichen Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft ^) 

Diese Genehmigung berechtigt 


’) 

zur Beförderung von Gütern im gewerblichen Güterkraftverkehr in sämtlichen Verkehrsverbindungen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft mit einem Einzelfahrzeug oder 
einem Fahrzeug mit Anhänger sowie zu Leerfahrten mit diesen Fahrzeugen im gesamten Gebiet der Gemein- 
schaft. 


Diese Genehmigung gilt vom 

bis 

Erteilt in 


am 


(b) 

(Zweite Seite der Gemeinschaftsgenehmigung) 


(Übersetzung des auf der Vorderseite aufgedruckten Wortlauts in die anderen 
Amtssprachen der Gemeinschaft) 


1) Belgien (B), Deutschland (D), Frankreich (F), Italien (I), Luxemburg (L), Niederlande (NL) 

2) Name oder Firma und vollständige Anschrift des Verkehrsunternehmens 

3) Unterschrift und Stempel der Behörde oder Stelle, die die Genehmigung erteilt. 
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(c) 

(Dritte Seite der Gemeinschaftsgenehmigung) 


noch Anlage I 


(Wortlaut in der beziehungsweise den Amtssprachen des Mitgliedstaates abgefaßt, der die Genehmigung 
erteilt - Übersetzung in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft befindet sich auf der Rückseite) 


ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Diese Genehmigung wird auf Grund von Artikel 4 der Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . . 
jüber die Kapazitätskontrolle des Güterkraftverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten erteilt. 

Sie berechtigt zu grenzüberschreitenden Beförderungen im gewerblichen Güterkraftverkehr auf sämtlichen 
Verkehrsverbindungen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft unter Aus- 
schluß jeglicher gewerblichen Beförderung im innerstaatlichen Verkehr auf dem Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaats. 

Sie gilt weder für Beförderungen zwischen einem Mitgliedstaat und einem Drittland noch für das Gebiet 
eines Drittlandes bei Beförderungen im Durchgangsverkehr durch dieses Drittland. 

Die Genehmigung ist persönlich und nicht übertragbar. 

Sie kann von der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, der sie erteilt hat, zurückgezogen werden, ins- 
besondere im Falle einer unzureichenden Ausnutzung. 

Sie darf jeweils nur für ein einziges Fahrzeug verwendet werden ’). 

Sie ist zusammen mit dem Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderungen, die im Rahmen die- 
ser Genehmigung ausgeführt werden, im Fahrzeug mitzuführen. 

Die Genehmigung und das Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderungen sinci den zuständigen 
Kontrollbeamlen auf Verlangen vorzuzeigen. 

Der Inhaber der Genehmigung ist verpflichtet, im Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaats die dort geltenden 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, insbesondere auf dem Gebiet des Beförderungswesens und Straßen- 
verkehrs, einzuhalten. 

Diese Genehmigung ist binnen zwei Wochen nach Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer an die Behörde oder 
zuständige Stelle, die sie erteilt hat, zurückzusenden. 


d 

(Vierte Seite der Gemeinschaftsgenehmigung) 


(Übersetzung des auf der Vorderseite aufgedruckten Wortlauts in die anderen 
Amtssprachen der Gemeinschaft) 


4) Unter „Fahrzeug" ist ein Einzelfahrzeug oder ein Fahrzeug mit Anhänger zu verstehen. 
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Anlage 11 


(a) 

(Abmessungen 30X21 cm) 

(Erste Umschlagseite des Fahrtenberichtheftes - Vorderseite) 


(Wortlaut in der beziehungsweise den Amtssprachen des Mitgliedstaats abgefaßt, der das Heft ausgibt - 
Übersetzung in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft befindet sich auf der Rückseite) 


STAAT, DER DAS - Bezeichnung der Behörde 

FAHRTENBERICHTHEFT oder der zuständigen Stelle 

AUSGIBT 

- Nationalitätszeichen - Heft Nr 

Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderung 
im Rahmen der Gemeinschaftsgenehmigung Nr. 

Dieses Heft gilt bis zum i) 


Ausgegeben in 


am 


1) Die Gültigkeitsdauer darf die der Gemeinschaftsgenehmigung nicht überschreiten. 

2) Stempel der Behörde oder Stelle, die das Fahrtenberichtheft ausgibt. 
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(b) 

(Erste Umschlagseite des Fahrtberichthefts-Rückseite) 


noch Anlage II 


1. (Übersetzung des auf der Vorderseite aufgedruckten Wortlauts in die anderen 
Amtssprachen der Gemeinschaft) 


2. (Wortlaut in der beziehungsweise den Amtssprachen des Mitgliedstaats abgefaßt, 
der das Fahrtenberichtheft ausgibt) 


ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1. Der Fahrtenbericht für grenzüberschreitende Beförderungen wird in zwei Ausfertigungen erstellt, die 
aus einem mit einer Nummer versehenen Fahrtenberichtheft für grenzüberschreitende Beförderungen 
trennbar sind, das zusätzlich von 1 bis 25 durchnumeriert ist und in dem die zugehörige Gemeinschafts- 
genehmigung angegeben ist. 

2. Das Heft wird auf den Namen des Verkehrsunternehmers ausgestellt. Es ist nicht übertragbar. Der 
Verkehrsunternehmer ist für die ordnungsgemäße Führung der Fahrfenberichte für grenzüberschreitende 
Beförderungen verantwortlich. 

3. Das Fahrtenberichtheft ist zusammen mit der zugehörigen „Gemeinschaftsgenehmigung für den gewerb- 
lichen Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft" mit- 
zuführen. Es ist den zuständigen Kontrollbeamten auf Verlangen vorzuzeigen. 

4. Der Fahrfenbericht ist für jede Fahrtstrecke mit Ladung zwischen jedem Ort, an dem eine Beladung 
Und/oder Entladung stattfindet, sowie für jede Fahrtstrecke ohne Ladung in zweifacher Ausfertigung 
auszufüllen. 

5. Die Fahrtenberichte müssen unter strenger Beachtung der Numerierung des Heftes und der chrono- 
logischen Reihenfolge der verschiedenen Fahrtstrecken mit oder ohne Ladung verwendet werden. 

6. Jede Spalte des Fahrtenberichts über grenzüberschreitende Beförderungen im Rahmen der Gemein- 
schaftsgenehmigung ist genau und gut leserlich in dauerhaften Druckbuchstaben je nach dem Fortgang 
des entsprechenden Beförderungsvorgangs auszufüllen. 

7. Die Erst- und Zweitausfertigungen der Fahrtenberichte sind der Behörde oder zuständigen Stelle des 
Mitgliedstaats, der dieses Heft ausgegeben hat, spätestens binnen zwei Wochen nach Ablauf des Erhe- 
bungsmonats zurückzusenden. Erfaßt eine Beförderung zwei Erhebungszeiträume, so bestimmt sich der 
Zeitraum, in den der Fahrtenbericht fällt, nach dem Tag, an dem das Fahrzeug die Fahrt beginnt (Beispiel: 
eine Ende Januar begonnene Fahrt, die Anfang Februar abgeschlossen wird, gehört in die Fahrten- 
berichte für Januar). 

8. Der Verkehrsunternehmer ist verpflichtet, bei jedem Grenzübergang den Stempel der Eingangszoll- 
behörde anbringen zu lassen. 
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noch Anlage II 


(c) 

(Zweite Umschlagseite des Fahrtenberichthefts - Vorderseite) 


(Wortlaut in der beziehungsweise den Amtssprachen des Mitgliedstaats abgefaßt, 
der das Fahrtenberichtheft ausgibt) 


ERLÄUTERUNGEN 


I. Benutztes Fahrzeug und Fahrtstrecke 

(a) Der Typ des benutzten Fahrzeugs ist anzugeben. Unter Fahrzeug ist ein Einzelfahrzeug oder ein Fahr- 
zeug mit Anhänger zu verstehen. In diese Spalte ist für einen Lastkraftwagen C, für einen Lastkraft- 
wagen mit Anhänger CR und für einen Sattelanhänger SR einzusetzen. 

(b) Die zulässige Nutzlast und das höchstzulässige Gesamtgewicht des verwendeten Fahrzeugs sind anzu- 
geben. 

(c) Für jede Fahrtstrecke, die mit leerem oder beladenem Fahrzeug zurückgelegt wird, sind der Abgangs- 
ort und das Nationalitätszeichen des Landes (siehe Fußnote (1) auf der Gemeinschaftsgenehmigung) 
anzugeben. 

(d) Datum und Stunde der Abfahrt am Abgangsort nach (c) sind anzugeben. 

(e) Für jede Fahrtstrecke, die mit leerem oder beladenem Fahrzeug zurückgelegt wird, sind der Ankunfts- 
ort und das Nationalitätszeichen des Landes anzugeben. 

(f) Datum und Uhrzeit der Ankunft an dem unter (e) genannten Ort. 


Gegebenenfalls sind anzugeben: 

(g) Kilometerzahl für jede beladen zurückgelegte Fahrtstrecke zwischen dem unter (c) und (e) genannten 
Abgangsort und Ankunftsort oder 

(h) Kilometerzahl der Leerfahrten zwischen dem unter (c) und (e) genannten Abgangsort und Ankunftsort; 

(i) für jede Grenzüberschreitung der Ort, wo sich der Grenzposten der Einfahrt befindet. 


II. Beförderte Güter 

Es sind anzugeben: 

(j) Art der verschiedenen Gütersendungen; 

(k) das Gewicht jeder unter (j) genannten Sendung. 

Die Art der beförderten Güter und ihr Gewicht sind unter Verwendung derselben Ausdrücke wie bei der 
Zollerklärung anzugeben; das Gewicht der Behälter oder Paletten ist nicht zu berücksichtigen. 

Es sind anzugeben: 

(l) Verladeort der verschiedenen Gütersendungen; 

(m) Entladeort der verschiedenen Gütersendungen; 

(n) Stempel der Zollbehörde, welche die Zollabfertigung durchführt. 

Name und Anschrift des Verkehrsunternehmers sind lediglich auf der Durchschrift des Fahrtenberichts 
anzugeben. 
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(d) 

(Rosafarbenes Papier - Abmessungen 30 X 21 cm) 


ERSTAUSFERTIGUNG 
Heft Nr 


(Wortlaut in der beziehungsweise den Amtssprachen des Mitgliedstaats abgefaßt, 
der das Fahrtenberichtheft ausgibt - Übersetzung in die anderen Amtssprachen 
der Gemeinschaft befindet sich auf der Rückseite) 


Blatt Nr. I a 


(Numerierung von 1 a bis 25 a) 


Fahrtenbericht für grenzüberschreitende Beförderungen im Rahmen der Gemeinschaftsgenehmigung Nr. 

im Monat 19 


I. Benutztes Fahrzeug und Fahrtstrecke 


Hersteller 

und 

Typ 

(a) 


Zulässige 
Nutzlast und 
höchstzulässiges 
Gesamtgewicht 

(b) 


1 ABFAHRT 

ANKUNFT 

' km 
mit 1 
Ladung 

km 

ohne 

Ladung 

1 Grenzübergc 

j der Ein 

Ort 

Tag und Stunde 

Ort 

Tag und Stunde 

j 

(i) 

i 

1 (c) 

(d) 

■ 

(e) 

(f) 

(g) 

(h) 

1 


Schlüssel 

(*) 


II. Beförderte Güter 


Art 

(j) 

j NST- 

Schlüssel 

1 (*) 

Gewicht 
in Tonnen 1 

(k) 

! ! 

Verladeort 1 Schlüssel Entladeort 1 Schlüssel 

(1) (*) ! (m) (*) 

1 ' i . ... 



i 

1 

: 1 


(•) Nidit durch den Verkehrsunternehmer auszufüllen 


Zollstempel 

(n) 
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(e) 

(Rückseite der Erstausfertigung des „Fahrtenberichts für grenzüberschreitende Beförderungen") 


noch Anlage II 


(Übersetzung des auf der Vorderseite abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft) 
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tiodi Anlage 11 


Name und Ansdirift des Verkehrsuntemehmers: ZWEITAUSFERTIGUNG 

Heft Nr 

Blatt Nr, 1 b 

m 

(Rosafarbenes Papier - Abmessungen 30 X 21 cm) 

(Wortlaut in der beziehungsweise den Amtssprachen des Mitgliedstaats abgefaßt, 
der das Fahrtenberichtheft ausgibt - Übersetzung in die anderen Amtssprachen 
der Gemeinschaft befindet sich auf der Rückseite) 

(Numerierung von 1 b bis 25 b) 


Fahrtenbericht für grenzüberschreitende Beförderungen im Rahmen der Gemeinschaftsgenehmigung Nr. 


im Monat 


19. 


L Benutztes Fahrzeug und Fahrtstrecke 


Hersteller 

und 

Typ 

(a) 

Zulässige 
Nutzlast und 
höchstzulässiges 
Gesamtgewicht ' 

(b) 

ABFAHRT 

[ ANKUNFT 

km 

mit 

Ladung i 

(g) 

km 

ohne 

Ladung 

(h) 

Grenzübergangsstelle 
der Einfahrt 

Ort 

(c) 

1 

Tag und Stunde 

(d) 

Ort 

(e) 

Tag und Stunde 

(f) 

(i) 

Schlüssel 

(*) 





■ 



1 





IL Beförderte Güter 


Art 

(j) 

NST- 

Schlüssel 

(*) 

Gewicht 
in Tonnen 

(k) 

Verladeort 

(1) 

Schlüssel 

(*) 

Entladeort 

(m) 

Schlüssel 

(*) 

Zollstempel 

(n) 



1 

1 






(*) Nicht durdi den Verkehrsunternehmer auszufüllen. 


Deutsdier Bundestag - 6, Wahlperiode Drudksadie YI/3459 



noch Anlage II 

o> 

(g) 

(Rückseite der Zweitausfertigung des „Fahrtenberidits für grenzüberschreitende Beförderungen") 

(Übersetzung des auf der Vorderseite abgedruckten Wortlauts in die anderen Amtssprachen der Gemeinschaft) 
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Voraussichtliche finanzielle Auswirkungen ') 
des Vorschlags einer Verordnung des Rates über die 
Kapazitätskontrolle des Güterkraftverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten auf den Gemeinschaftshaushalt 


A. Einmalige Ausgaben 

Die nachstehend genannten Vorschriften sehen vor, 
daß die Kommission nach Anhörung der Mitglied- 
staaten die Muster für einheitliche Dokumente auf- 
stellt. 

- Artikel 9 Abs. 3: Muster der Sondergenehmigung 

für kombinierten Verkehr 

- Artikel 14 Abs. 1 : Muster der Gemeinschaftsge- 

nehmigung 

- Artikel 16 Abs. 3: Muster der Gemeinschaftsbe- 

scheinigung 

- Artikel 18 Abs. 4: Muster des einheitlichen Fahr- 

tenberichts für alle Beförderun- 
gen zwischen Mitgliedstaaten. 

Für die Anhörung der Mitgliedstaaten müssen für 
jedes Muster zwei Sitzungen vorgesehen werden, 
an denen jeder Mitgliedstaat jeweils mit zwei Ver- 
tretern teilnimmt. 

Gesamtausgabe circa 240 000 bf. 

B. Ständige Ausgaben 

a) Druck der Gemeinschaftsgenehmigungen 
Zeitraum 1973 bis 1975, 

Gesamtausgabe circa 37 000 bf. 

Zeitraum von 7 Jahren (1976 bis 1982) ; 

Gesamtausgabe circa 50 000 bf. 

(für die weiteren Jahre können die Ausgaben 
nicht veranschlagt werden) - 


b) Verwaltung der Gemeinschaftsgenehmigungen 
und Vorbereitung der Vorschläge der Kommis- 
sion an den Rat über die jährliche Festsetzung 
des Gemeinschaftskontingents und seiner Auftei- 
lung auf die Mitgliedstaaten (Artikel 5 Abs. 2 
und Artikel 11 Abs. 1 des Vorschlags) 

- ab Inkrafttreten der Regelung ein Beamter der 
Gruppe B 1 

jährliche Ausgabe 526 000 bf. 

c) Statistische und wirtschaftliche Auswertung der 
Fahrtenberichte 

(Artikel 18 des Vorschlags) 

- ab 1. Januar 1974, ein Beamter der Gruppe 
A 7/6 

jährliche Ausgabe 526 000 bf. 

- ab 1. Januar 1975, je ein Beamter der Grup- 
pe A 7/6 

jährliche Ausgabe 526 000 bf. 

- und der Gruppe B 3/2 

jährliche Ausgabe 455 000 bf. 


1) mit Ausnahme der Punkte B., b) und c) konnten die 
finanziellen Auswirkungen, die sich durch die Aus- 
dehnung der Regelung auf die Beitrittstaaten ergeben, 
nicht berücksichtigt werden. 
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Begründung 


I. ALLGEMEINE ERWÄGUNGEN 


A. Vorgeschichte 

In ihrem Vorschlag für die Verordnung des Rates 
vom 10. Mai 1963 i) über die Bildung eines Gemein- 
schaftskontingents für den Güterkraftverkehr inner- 
halb der Gemeinschaft und das dabei anzuwendende 
Verfahren hatte die Kommission vorgesehen, die bi- 
lateralen Kontingente schrittweise abzubauen und sie 
nach einer bestimmten Zeit durch ein Gemeinschafts- 
kontingent zu ersetzen. Nachdem der Rat am 9. März 
1965 seine Zustimmung zum Text einer Verordnung 
gegeben hatte, die das Nebeneinanderbestehen eines 
Gemeinschaftskontingents und bilateraler Kontin- 
gente und deren Anpassung an den Verkehrsbedarf, 
insbesondere den Güterkraftverkehr, vorsah, be- 
schränkte er sich in seiner Verordnung Nr. 1018/68 
vom 19. Juli 1968 über die Bildung eines Gemein- 
schaftskontingents für den Güterkraftverkehr zwi- 
schen den Mitgliedstaaten 2) darauf, ein solches Kon- 
tingent versuchsweise einzuführen. 

Um den Erfordernissen aus der Entwicklung des 
Handels zwischen den Mitgliedstaaten Rechnung zu 
tragen, hat die Kommission dem Rat am 24. Juli 1968 
einen Vorschlag einer Entscheidung über die Anpas- 
sung der bilateralen Kontingente und der Zahl der 
Transitgenehmigungen für den Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten unterbreitet. Die in 
diesem Entscheidungsvorschlag vorgesehenen Be- 
stimmungen hätten ab 1. Januar 1969 bis zur Einfüh- 
rung einer allgemeinen Regelung für den Zugang 
zum Markt des Güterkraftverkehrs zwischen den 
Mitgliedstaaten auf Gemeinschaftsebene angewandt 
werden müssen. 

Auf der Tagung des Rates vom 4. Juni 1970 stellte 
die Kommission fest, daß der betreffende Entschei- 
dungsvorschlag dem Rat noch immer zur Behandlung 
vorlag, und erklärte sodann sie halte es für zweck- 
mäßig, im Rahmen eines einzigen Vorschlags für den 
gesamten grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr 
Maßnahmen für die auf die bilateralen Beförderun- 
gen anzuwendende endgültige Regelung gleichzeitig 
mit ihren Vorschlägen für ein Gemeinschaftskontin- 
gent vorzulegen; dies würde es ermöglichen, syste- 
matischer zu einer Verkehrsorganisation zu gelan- 
gen, die den wirtschaftlichen Erfordernissen der Ge- 
meinschaftsintegration gerecht wird. 

Gemäß Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung Nr. 1018/ 
68 des Rates vom 19. Juli 1968 muß die Kommission 
dem Rat unter Berücksichtigung der erworbenen Er- 
fahrungen und der Entwicklung der gemeinsamen 
Verkehrspolitik Vorschläge unterbreiten, damit 
dieser die spätestens ab 1. Januar 1973 für den Gü- 
terkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten gel- 
tende Regelung festlegen kann. 


Der beigefügte Vorschlag bezieht sich auf diese Re- 
gelung; die Erwägungen hinsichtlich der erworbe- 
nen Erfahrungen und der Entwicklung der gemein- 
samen Verkehrspolitik werden nachstehend darge- 
legt. 


B. Die erworbenen Erfahrungen 

Die zur Zeit verfügbaren statistischen Angaben, die 
aus der Auswertung der Fahrtenberichte für die ge- 
meinschaftlichen Beförderungen gewonnen wurden, 
beziehen sich lediglich auf die Jahre 1969 und 1970 ^). 
Dieser außerordentlich kurze Bezugszeitraum er- 
streckt sich übrigens lediglich auf die ersten beiden 
Jahre einer Regelung, deren Ingangsetzung von den 
Behörden und besonders den Verkehrsunternehmern 
beträchtliche Organisations- und Anpassungsbemü- 
hungen erforderte und deren positive Ergebnisse 
sich erst später in ihrem vollen Umfang zeigen wer- 
den; die technischen Mängel bei der Verwendung 
und Auswertung der Fahrtenberichte führen dazu, 
daß wichtige Beurteilungskriterien über die Verwen- 
dung der Gemeinschaftsgenehmigungen fehlen. Dies 
alles und bestimmte Entwicklungen im Rahmen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik, insbesondere die 
Nichtanwendung der Verordnung Nr. 1174/68 des 
Rates vom 30. Juli 1968 über die Einführung eines 
Margentarifsysfems im Güterkraftverkehr zwischen 
den Mitgliedstaaten ^), gehören zu den Faktoren, die 
zu größter Vorsicht Anlaß geben müssen, wenn man 
aus dem verfügbaren Material ausreichend begrün- 
dete wirtschaftliche Aussagen ziehen will. 

Es muß jedoch festgestellt werden, daß die aufgrund 
der Gemeinschaftsgenehmigung durchgeführten Be- 
förderungen 1970 eine erhebliche Zunahme erfahren 
haben, die der des gesamten Güterkraftverkehrs 
zwischen den Mitgliedstaaten im Rahmen anderer 
Regelungen entspricht; diese Zunahme beträgt etwa 
15 V. H.. Die je Genehmigung durchschnittliche er- 
brachte Leistung beläuft sich 1969 auf 732 700 t/km 
und 1970 auf 881 200 t/km. 


1) Dok. VII/KOM(63) 169 vom 10. Mai 1963 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 23. Juli 1968 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 123 
vom 26. November 1968 

4) Dok. R/1 236/70 (TRANS 89) 

•>) Sobald die Daten für 1971 oder ein Teil der Daten 
dieses Jahres verfügbar sind und infolgedessen zu- 
sätzliche Auskünfte oder vollständigere Angaben ge- 
macht werden können, wird die Kommission dieses 
Informationsmaterial im Verlauf der Prüfung des Vor- 
schlags an die anderen Organe weiterleiten. 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 194 
vom 6. August 1968 
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Bemerkenswert ist ferner eine verhältnismäßig in- 
tensive Nutzung der Kraftfahrzeuge, die aufgrund 
von Gemeinschaftsgenehmigungen eingesetzt wur- 
den. Die Zahlenangaben über die Fahrzeug- und die 
angebotenen Tonnenkilometer sind dafür am kenn- 
zeichnendsten. Das Verhältnis zwischen diesen bei- 
den Angaben ergibt nämlich den Grad der Gesamt- 
ausnutzung der Nutzlast, die 1970 je Genehmigung 
durchschnittlich 76,3 v. H. betrug. Dieser Durch- 
schnittswert ist im Verhältnis zu den auf einigen 
bilateralen Verkehrs Verbindungen festgestellten 
Werten höchst befriedigend und läßt auf eine ratio- 
nelle Nutzung der bereitgestellten Kapazität schlie- 
ßen. 

Es muß allerdings darauf hingewiesen werden, daß 
vornehmlich von Verkehrsunternehmern solcher 
Staaten, die vom geographischen Zentrum des Ge- 
meinschaftsgebiets am weitesten entfernt liegen, eine 
beträchtliche Zahl ausschließlich bilateraler Beförde- 
rungen anscheinend mit Gemeinschaftsgenehmigun- 
gen durchgeführt wurde, um insbesondere den im 
Rahmen der Transitkontingente auferlegten Ein- 
schränkungen zu entgehen. 

Im Gegensatz dazu haben die Verkehrsunternehmer 
anderer Mitgliedstaaten, die zwar geringere Lei- 
stungen erbrachten, ihre Beförderungen in erster 
Linie auf multilateralen Strecken zurückgelegt. Es 
besteht hier ein Kausalzusammenhang zwischen der 
mehr oder weniger strengen Anwendung der Kri- 
terien bei der Erteilung und dem Entzug der Ge- 
meinschaftsgenehmigungen durch die Mitgliedstaa- 
ten, wie dies in der Verordnung Nr. 1018/68 des 
Rates vom 19. Juli 1968 vorgeschrieben ist. 


C. Die Entwicklung der gemeinsamen 
Verkehrspolitik 

Die wichtigsten Entwicklungstendenzen der gemein- 
samen Verkehrspolitik seit dem Inkrafttreten der 
Verordnung Nr. 1018/68 des Rates vom 19. Juli 1968, 
die durch ihre verhältnismäßig enge Verflechtung 
mit dem Bereich des Marktzuganges gekennzeichnet 
sind, lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

- Auf dem Gebiet der Frachten und Beförderungs- 
bedingungen gelten die durch die Verordnung 
Nr. 1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 eingeführ- 
ten Tarife seit Ende 1971 auf allen Verkehrsver- 
bindungen. Diese Verordnung soll ein gesundes 
wirtschaftliches Verhalten der Verkehrsunterneh- 
mer der Mitgliedstaaten auf dem Markt gewähr- 
leisten und somit zu einer besseren Organisation 
dieses Marktes beitragen; 

- auf sozialem Bereich ergänzen die Verordnung 
Nr. 543/69 des Rates vom 25. März 1969 über die 
Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im 
Straßenverkehr^) und die entsprechenden Ände- 
rungen den Prozeß der Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen und erhöhen die Sicherheit 
im Verkehr; 


- auf dem Gebiet der Eingriffe der Staaten sind die 
Fortschritte infolge der Einführung der Verord- 
nungen Nr. 1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 
über die Verpflichtungen des öffentlichen Dien- 
stes^), Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969 
über die Normalisierung der Konten der Eisen- 
bahnunternehmer ••) und Nr. 1107/70 des Rates vom 
4. Juni 1970 über die Beihilfen ^®) von wesentlicher 
Bedeutung. Diese Maßnahmen, die durch Vor- 
schriften ergänzt werden, welche den Eisenbahn- 
unternehmen eine größere Eigenständigkeit in der 
Betriebsführung gewährleisten, tragen ihrerseits 
zu einer Angleichung der Wettbewerbsbedingun- 
gen zwischen den Verkehrsträgern und -unterneh- 
men bei; 

- im Bereich der Abmessungen und Gewichte der 
Nutzfahrzeuge dürfte in Kürze eine Lösung gefun- 
den werden; damit wird ein bedeutendes Hinder- 
nis des Handels zwischen den Mitgliedstaaten be- 
seitigt werden; 

™ auf dem Gebiet der Abgeltung der Benutzung der 
Verkehrswege sowie der Anpassung der spezifi- 
schen Steuern im Güterkraftverkehr dürfte die 
schrittweise Einführung der von der Kommission 
vorgeschlagenen Maßnahmen, insbesondere hin- 
sichtlich der Angieichung der nationalen Sätze der 
auf Nutzfahrzeuge erhobenen Steuern ^^) und der 
Anpassung der Sätze der Treibstoffsteuern ^“) we- 
sentlich zur Harmonisierung der Wettbewerbsbe- 
dingungen beitragen. 


D. Vorgeschlagene Regelung 

Wie die Kommission in ihrer Mitteilung an den Rat 
vom 20. September 1971 über die gemeinsame Orga- 
nisation des Verkehrsmarktes ^^) dargelegt hat, stel- 
len die quantitative und qualitative Anpassung des 
Güterkraftverkehrs an die Bedürfnisse des Güter- 
austausches zwischen den Mitgliedstaaten, ihre im- 
mer stärkere Integration auf Gemeinschaftsebene 
und die Schaffung eines gesunden Wettbewerbs die 
Hauptziele einer Gemeinschaftsaktion auf dem Ge- 
biete des Verkehrsmarktes dar; die vorgeschlagene 


7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969 

«) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 28. Juni 1969 

5>) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 156 
vom 28. Juni 1969 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 130 
vom 15. Juni 1969 

11) Vorschlag einer ersten Richtlinie des Rates zur An- 
passung der nationalen Systeme der Steuern für Nutz- 
fahrzeuge (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten Nr. C 95 vom 21. September 1968); 

12) Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über die 
Einführung eines gemeinsamen Systems der Abgel- 
tung der Benutzung der Verkehrswege (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. C 62 vom 22. Juni 
1971); 

1») Dok. R/1789/71 (TRANS 102) vom 20. September 1971 
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Regelung soll zur Verwirklichung dieser Ziele bei- 
tragen. Ohne die Harmonisierung der Wettbewerbs- 
bedingungen als eine Vorbedingung anzusehen, 
können die vorgenannten Ziele nur schrittweise er- 
reicht werden; dabei sind in erster Linie einige noch 
bestehende Unterschiede zu berücksichtigen, die sich 
erst in dem Maße abschwächen, in dem die 
erwähnten, mit dem Zugang zum Markt in Zu- 
sammenhang stehenden Maßnahmen wirksam ge- 
worden sind. Es muß allerdings vermieden wer- 
den, daß sich die Ungleichgewichte aufgrund 
der bilateralen Regelungen noch verschärfen, 
die je nach Verkehrsverbindung wesentliche Unter- 
schiede aufweisen. Ferner ist der Grundsatz zu be- 
rücksichtigen, wonach in einem zusammenhängen- 
den und organischen Rahmen eine Gesamtlösung 
für die Probleme gefunden werden muß, die auf dem 
Gebiet der Anpassung der Kapazität des Güterkraft- 
verkehrs an die Erfordernisse des Güteraustausches 
zwischen den Mitgliedstaaten bestehen. Demzufolge 
muß das Stadium der einseitigen oder bilateralen 
Regelungen ein für allemal überwunden werden. 

Die Durchführung von zwei Regelungen, deren Mo- 
dalitäten in ihren Verfahren und in ihrer Zielset- 
zung verschieden sind, ist wirtschaftlich 
nicht gerechtfertigt. ln der Praxis nämlich 
unterscheiden sich die bilateralen und Ge- 
meinschaftsgenehmigungen untereinander in erster 
Linie aufgrund der verschiedenen Verwendungsmög- 
lichkeiten, die sie ihren Inhabern bieten: für die 
ersteren Begrenzung der Beförderungen vom Ab- 
gangsort oder zum Bestimmungsort des Staates, in 
dem das Fahrzeug zugelassen ist, für die anderen 
Möglichkeit zur Durchführung von Beförderungen 
auf jeder beliebigen Verkehrsverbindung zwischen 
den Mitgliedstaaten. Der Inhaber einer bilateralen 
Genehmigung bedient wie der Inhaber einer Ge- 
meinschaftsgenehmigung eine vergleichbare Ver- 
kehrsverbindung und befriedigt einen Bedarf glei- 
cher Art. Mit anderen Worten: eine Unterscheidung 
zwischen bilateralem oder multilateralem Verkehr 
ist hinsichtlich der Struktur des Nachfragemarktes 
nicht möglich. Mithin könnten sich die beiden Rege- 
lungen lediglich im Bereich der Ausnutzung unter- 
scheiden. In Wirklichkeit ergänzen sich die Regelun- 
gen, und das Gemeinschaftskontingent verschafft den 
Unternehmen, die über eine ausreichende Organi- 
sation verfügen, in technischer Hinsicht die Möglich- 
keit, die Glieder des bilateralen Verkehrs mitein- 
ander zu verbinden, was zu einer wirtschaftlicheren 
und optimaleren Nutzung der Fahrzeuge führen 
kann. 

Mit der Einführung einer Regelung, die auf einheit- 
lichen Kriterien für die Überwachung der Kapazität 
des grenzüberschreitenden Güterverkehrs zwischen 
den Mitgliedstaaten beruht, sollen die tiefgreifen- 
den Unterschiede hinsichtlich der Behandlung der 
Verkehrsunternehmer auf den verschiedenen Ver- 
kehrsverbindungen beseitigt und die Organisation 
des Marktes auf Gemeinschaftsebene gefördert wer- 
den, was zur Zeit noch nicht der Fall ist. Zu diesem 
Zweck müssen sämtliche Beschränkungen beseitigt 


werden, die nicht durch das allgemeine Interesse 
und durch wirtschaftliche Gründe gerechtfertigt sind 
oder die lediglich auf das Bestehen politischer Gren- 
zen zurückzuführen sind. Die Erweiterung der Mög- 
lichkeiten für den Zugang der Verkehrsunternehmer 
der Mitgliedstaaten zum Verkehr auf allen Ver- 
kehrsverbindungen innerhalb der Gemeinschaft ist, 
mit der dazugehörenden Liberalisierung des Tran- 
sitverkehrs, eines der Hauptziele. 

ln wirtschaftlicher Hinsicht soll eine auf den gesam- 
ten Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
anwendbare Gemeinschaftsregelung dazu beitragen, 
die für einen gesunden Wettbewerb zwischen den 
Verkehrsunternehmen und -trägem notwendigen 
Voraussetzungen zu schaffen. Die Beförderungskapa- 
zität muß sich entsprechend den Marktbedürfnissen 
und insbesondere dem Güteraustausch zwischen den 
Mitgliedstaaten entwickeln und soweit wie möglich 
die freie Wahl des Verkehrsnutzers garantieren. 
Die Eingriffe der öffentlichen Hand dürfen lediglich 
zum Ziel haben, die Entstehung von Überkapazitä- 
ten, die zu einem ruinösen Wettbewerb führen kön- 
nen, zu vermeiden oder solche Überkapazitäten zu 
beseitigen bzw. das allgemeine Interesse zu wahren 
(beispielsweise Beschränkungen unter Berücksich- 
tigung der Sicherheit im Straßenverkehr). Die Auf- 
stellung objektiver Kriterien zur Beurteilung des 
Verkehrsbedarfs und zur Überwachung des Marktes 
ist die Folge einer derartigen Aktion. 

Unter Berücksichtigung dieser Erwägungen sieht der 
Verordnungsvorschlag die schrittweise Verwirk- 
lichung der vorgenannten Ziele auf zweifache Ebene 
vor: schrittweise Erhöhung des Gemeinschaftskon- 
tingents und dessen Konsolidierung, sodann schritt- 
weise Verringerung der bilateralen und Transitkon- 
tingente. 

Infolgedessen wird die Zahl der Genehmigungen, 
die zur Zeit lediglich für den bilateralen Verkehr 
gelten, nicht mehr erhöht, nachdem sie je Verkehrs- 
verbindung auf ein angemessenes Niveau festge- 
setzt worden ist. Nach einem bestimmten Zeitraum 
wird die Zahl bis zur endgültigen Beseitigung schritt- 
weise verringert. Es erscheint jedoch nicht notwen- 
dig, einen solchen gleitenden Übergang für die zah- 
lenmäßig geringen Verkehrsverbindungen vorzu- 
sehen, die gegenwärtig nicht der Genehmigung un- 
terliegen. Im übrigen müssen die Beförderungen 
zwischen den Benelux-Staaten wegen ihrer weit 
fortgeschrittenen Integration und im Hinblick auf 
Artikel 233 des EWG-Vertrages derzeit weiterhin 
durch die im Rahmen dieser regionalen Union ge- 
schlossenen Vereinbarungen geregelt werden. 

Für das Gemeinschaftskontingent sind jährlich zwei 
Maßnahmen zu treffen: einmal die Festsetzung der 
Gesamthöhe und zum anderen die Aufteilung des 
Kontingents auf die Mitgliedstaaten. 

Für 1973 wird vorgeschlagen, die Höhe des gegen- 
wärtigen Kontingents der durchschnittlichen Erhö- 
hung des gesamten Güterkraftverkehrs zwischen den 
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Mitgliedstaaten im Jahre 1970 anzupassen. Danach 
wird die Höhe in jedem Jahr unter Berücksichtigung 
des tatsächlichen Verkehrsbedarfs festgesetzt, der in 
erster Linie aufgrund der voraussichtlichen Entwick- 
lung des Verkehrsbedarfs zwischen den Mitglied- 
staaten, der Ausnutzung der Beförderungskapazitä- 
ten, der allgemeinen Tendenz der Beförderungs- 
preise und gegebenenfalls der Auswirkung der im 
Rahmen einer anderen Regelung als der für das 
Gemeinschaftskontingent durchgeführten Beförde- 
rungen festgestellt wird. 

Was die Aufteilung des Gemeinschaftskontingents 
betrifft, so werden in dem Verordnungsvorschlag die 
neuen Anteile der Mitgliedstaaten für 1973 je nach 
den von den Verkehrsunternehmen aufgrund der 
Gemeinschaftsgenehmigungen auf den multilate- 
ralen und bilateralen Strecken zurückgelegten Fahr- 
zeugkilometern festgesetzt. Danach wird die Auf- 
teilung in jedem Jahr bestimmt, wobei besonders 
der voraussichtlichen Entwicklung des Bedarfs an 
Güterverkehr zwischen den Mitgliedstaaten, der 
Ausnutzung der Beförderungskapazitäten, der Aus- 
wirkung der gegebenenfalls unter einer anderen 
Regelung als der für das Gemeinschaftskontingent 
durchgeführten Beförderungen und der Auswirkun- 
gen, die sich aus den noch bestehenden Unterschie- 
den zwischen den Wettbewerbsbedingungen der 
Verkehrsunternehmer in jedem Mitgliedstaat erge- 
ben, Rechnung getragen wird. 

Trotz aller Sorgfalt, mit der diese Maßnahmen vor- 
genommen werden, kann es sich jederzeit als not- 
wendig erweisen, unvorhergesehenen Entwicklun- 
gen zu begegnen oder außergewöhnlichen und zeit- 
lich begrenzten Verkehrsbedürfnissen zu entspre- 
chen. Der Verordnungsvorschlag sieht die erforder- 
lichen Mittel für derartige Situationen vor. 

Diese Mittel können je nach Fall allgemeiner oder 
selektiver Art sein und in der Ausgabe von zusätz- 
lichen Genehmigungen bestehen, deren Gültigkeit 
zeitlich, örtlich sowie auf bestimmte Güterarten be- 
grenzt werden kann. 

Da die Erhöhung der Sicherheit im Verkehr eines 
der Hauptziele jeder im Rahmen einer gemeinsamen 
Verkehrspolitik getroffenen Maßnahme ist und da 
die Entwicklung neuer Techniken sowohl hinsichtlich 
einer Gesamtaktion für den Umweltschutz als auch 
der Rentabilität der Unternehmen von grundsätz- 
licher Bedeutung ist, muß der Güterverkehr mit Last- 
kraftwagen, die zum Teil einen anderen Verkehrs- 
träger benutzen, gefördert werden. Daher wird die 
Abschaffung aller mengenmäßigen Beschränkungen 
für den kombinierten Verkehr empfohlen. 

Der Vorschlag sieht schließlich vor, daß Beförderun- 
gen im Güterkraftverkehr, die Unternehmen für ihre 
eigenen Zwecke durchführen, von der Kontingentie- 
rung ausgenommen bleiben und lediglich der Ge- 
meinschaftsbescheinigung unterstehen. Dieses Be- 
förderungspapier ermächtigt seinen Inhaber, Beför- 
derungen im Werkverkehr auf sämtlichen Verkehrs- 


verbindungen zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
Leerfahrten im gesamten Gebiet der Gemeinschaft 
durchzuführen. 

Es ist noch darauf hinzuweisen, daß der Verord- 
nungsvorschlag nicht die Zahl der den Beitrittsstaa- 
ten zuzuweisenden Gemeinschaftsgenehmigungen 
festlegt. Eine solche Zuweisung, die eine Erhöhung 
des Globalvolumens des Gemeinschaftskontingents 
erforderlich macht, muß im Rahmen des vom Rat ent- 
sprechend den Bestimmungen des Beitrittsvertrages 
anzuwendenden Anhörungsverfahrens erfolgen. 


11. BESONDERE ERWÄGUNGEN 

ABSCHNITT I 

Begriffsbestimmungen und Geltungsbereich 
Artikel 1 

Um unterschiedliche Auslegungen zu vermeiden und 
eine einheitliche Anwendung der Bestimmungen der 
vorgeschlagenen Regelung sicherzustellen, werden 
in diesem Artikel die wichtigsten Begriffsbestim- 
mungen aufgestellt. 

Artikel 2 

Es kann davon ausgegangen werden, daß die Erste 
Richtlinie des Rates vom 23. Juli 1962 über die Auf- 
stellung einiger gemeinsamer Regeln für den inter- 
nationalen Verkehr (gewerblicher Güterkraftver- 
kehr) für die Straße den grenznahen Verkehr so- 
wie bestimmte Beförderungen von zweitrangiger Be- 
deutung verhältnismäßig zufriedenstellend geregelt 
hat. Daher brauchen die betreffenden Beförderungen 
der allgemeinen Regelung, die mit diesem Vorschlag 
angestrebt wird, nicht unterstellt zu werden. Der ge- 
samte übrige Güterkraftverkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten, sowohl der Werkverkehr als auch der 
gewerbliche Verkehr einschließlich des Verkehrs, 
der mit Fahrzeugen ausgeführt wird, die für einen 
Teil der Fahrstrecke einen oder mehrere andere 
Verkehrsträger benutzen, fallen unter den Geltungs- 
bereich der vorgeschlagenen Regelung. 

Artikel 3 

Um störende Auswirkungen zu vermeiden, die sich 
aus einer allzu plötzlichen Veränderung eines sta- 
bilen Gleichgewichts ergeben können, und um fer- 
ner im Rahmen der allgemeinen Gemeinschafts- 
genehmigung die Wettbewerbsbedingungen stärker 
aneinander anzugleichen, wird das System nur 
schrittweise verwirklicht. 


14) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 70 
vom 6. August 1962 
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Artikel 4 

Der Artikel bestimmt die Rechte, die die Gemein- 
schaftsgenehmigungen ihrem Inhaber gewähren, und 
die sich daraus ergebenden Verpflichtungen. 

Da die Gemeinschaftsgenehmigung generell ein- 
geführt wird und die Verkehrsunternehmer auch 
ausschließlich bilaterale Verkehrsverbindungen zu 
bedienen haben, können die Gemeinschaftsgenehmi- 
gungen im Gegensatz zu den Bestimmungen der Ver- 
ordnung Nr. 1018/68 des Rates vom 19. Juli 1968 so- 
wohl für bilaterale wie für multilaterale Fahrten 
verwendet werden. 


ABSCHNITT II 

Erste Phase 

UNTERABSCHNITT I 

Gemeinschaftskontingent 

Artikel 5 

Absatz 1 

Es wird vorgeschlagen, für das erste Jahr, in dem 
die Verordnung angewandt wird, den gegenwärtigen 
Umfang des Gemeinschaftskontingents um 120 Ge- 
nehmigungen zu erhöhen. Diese Zahl wurde unter 
Berücksichtigung der durchschnittlichen Erhöhung 
des gesamten Güterkraftverkehrs zwischen den Mit- 
gliedstaaten im Jahre 1970 errechnet. Diese Erhö- 
hung belief sich auf 10 v. H. (in den ersten drei Quar- 
talen 1971 überstieg die Erhöhung kaum 7,9 v. H.), 
wohingegen sich in den Jahren von 1963 bis 1969 
eine jährliche Erhöhung von durchschnittlich etwa 
15 V. H. ergab. Dieses Niveau entspricht der Steige- 
rung der 1970 beförderten gesamten Menge im Rah- 
men der Gemeinschaftsgenehmigung. 

Man hätte sich vorstellen können, daß das von An- 
fang an blockierte Gemeinschaftskontingent 1973 um 
einen Prozentsatz erhöht wird, der der Zunahme des 
grenzüberschreitenden Güterkraftverkehrs während 
dieser vier Jahre entspricht. Eine derartige Erhöhung 
dürfte jedoch nicht in einer Regelung berücksichtigt 
werden können, deren Hauptziel in der befriedigen- 
den Anpassung des Angebots an die Nachfrage be- 
steht, sobald - wie zugegeben werden muß - die auf- 
grund anderer Regelungen durdigeführten Beförde- 
rungen im Rahmen ihrer Steigerung auch den so er- 
rechneten Teil in Anspruch genommen haben. 

Absätze 2 und 3 

In diesen Absätzen werden die Modalitäten für die 
jährliche Festsetzung des Gemeinschaftskontingents 
und die Kriterien für die Bestimmung seines Um- 
fangs definiert. Die Anwendung objektiver, brauch- 
barer Kriterien anhand konkreter Angaben soll es 


ermöglichen, diesen Umfang auf ein dem tatsächli- 
chen Verkehrsbedarf angemessenes Niveau festzu- 
setzen. 

Artikel 6 

Absatz 1 

Für 1973 wird vorgeschlagen, die Gemeinschafts- 
genehmigungen zwischen den Mitgliedstaaten nach 
Tonnenkilometern aufzuteilen, die im Jahre 1970 
von den Verkehrsunternehmern jedes Staates auf- 
grund der Gemeinschaftsgenehmigungen im multi- 
lateralen und bilateralen Verkehr erbracht wurden. 

Geht man davon aus, daß es nicht angebracht ist, die 
Zahl der jedem Mitgliedstaat im Rahmen der gegen- 
wärtigen Regelung zugeteilten Genehmigungen zu 
senken, so gelangt man zu dem Schluß, daß der Staat, 
dessen Verkehrsunternehmer die geringsten Ton- 
nenkilometer erbracht haben, keine neue Genehmi- 
gung erhält. Den übrigen Staaten wird im Rahmen 
der 120 zusätzlichen Genehmigungen eine Zahl von 
Genehmigungen zugewiesen, die der höheren Lei- 
stung entspricht. Diese Zahl dürfte akzeptabel sein, 
da aufgrund der Gemeinschaftsgenehmigung im Rah- 
men der vorgeschlagenen Regelung ermöglicht wer- 
den soll, ohne jeglichen Unterschied multilaterale 
und bilaterale Beförderungen durchzuführen. Wenn 
der in der Verordnung Nr. 1018/68 des Rates vom 
19. Juli 1968 enthaltene Grundsatz beibehalten wor- 
den wäre, wonach die Ausnutzung der Genehmigun- 
gen auf multilaterale Strecken beschränkt ist, so hätte 
die Aufteilung der zusätzlichen Genehmigungen von 
dem durchschnittlichen Ausnutzungsgrad der Geneh- 
migungen allein bei Lastfahrten auf den multilate- 
ralen Strecken ausgehen müssen. 

Absätze 2 und 3 

Für die Jahre 1974 und folgende sieht der Verord- 
nungsvorschlag eine Änderung der dann bestehen- 
den Aufteilung vor; dabei werden Kriterien zugrun- 
degelegt, die eine ausgewogene Aufteilung des Ge- 
meinschaftskontingents unter den Mitgliedstaaten 
aufgrund ihres Straßenverkehrsbedarfs und der 
Möglichkeiten ihrer Verkehrsunternehmer gestat- 
ten und eine optimale Arbeitsteilung auf Gemein- 
schaftsebene fördern sollen. 

Artikel 7 

Absatz 1 

Das Muster der Gemeinschaftsgenehmigung ist das- 
selbe, das bereits für die Anwendung der Verord- 
nung Nr. 1018/68 des Rates vom 19. Juli 1968 auf- 
gestellt wurde. 

Absatz 2 

Es wird darauf hingewiesen, daß die auf ein Jahr 
begrenzte Geltungsdauer lediglich für die erste 
Phase gilt. 
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UNTERABSCHNITT II 

Bilaterale Kontingente 

Artikel 8 

Absatz 1 

In diesem Absatz wird für die Verkehrsverbindun- 
gen, die zur Zeih der Genehmigung unterliegen, die 
Marge bestimmt, innerhalb derer die Zahl der bila- 
teralen und Transitgenehmigungen während des 
ersten Jahres der Anwendung der Verordnung fest- 
gesetzt werden kann. Das festgelegte Niveau kann 
später nicht mehr erhöht werden. 

Absatz 2 

Es erscheint nicht unerläßlich, für das Funktionieren 
des Systems bilaterale Genehmigungen einzuführen 
und deren Zahl auf den wenigen Verkehrsverbin- 
dungen, für die zur Zeit keine derartige Regelung 
besteht, unverändert beizubehalten. Die betreffen- 
den Mitgliedstaaten müssen die Möglichkeit haben, 
sich für eine der beiden Regelungen zu entscheiden. 
Da bei der Aufteilung des Gemeinschaftskontingents 
die Auswirkung der im Rahmen einer anderen 
Regelung durchgeführten Beförderungen berücksich- 
tigt wird, wird den Mitgiiedstaaten, die vorüber- 
gehend ihr gegenwärtiges System beibehalten, eine 
Zahl von Genehmigungen erteilt, die im Verhältnis 
zum Umfang der Beförderungen, die ihre Verkehrs- 
unternehmer ohne Genehmigung durchführen kön- 
nen, geringer ist. 

Absatz 3 

Die Bekanntgabe der gemäß Absatz 1 festgesetzten 
Zahl der Genehmigungen soll den betreffenden In- 
stanzen ermöglichen, die Auswirkung der entspre- 
chenden Beförderungen zu kennen; sie erleichtert 
zugleich den schrittweisen Abbau der bilateralen 
Systeme für die Kontingentierung und Genehmi- 
qung. 


UNTERABSCHNITT III 

Kombinierter Verkehr 

Artikel 9 

Um die Entwicklung des Güterkraftverkehrs, der im 
Verlauf der Fahrt einen anderen Verkehrsträger 
benutzt, zu fördern, wird jede Beschränkung ab- 
geschafft. Damit jedoch Mißbräuche verhindert 
werden, wird der kombinierte Verkehr durch eine 
Sondergenehmigung gedeckt. 


ABSCHNITT III 

Zweite Phase 

UNTERABSCHNITT I 

Fusion des Gemeinschaftskontingents 

Artikel 10 

Absätze 1 und 2 

In diesen Absätzen wird bestimmt, in welchem 
Rhythmus die Zahl der bilateralen und Transitgeneh- 
migungen verringert wird, was schließlich zur voll- 
ständigen Beseitigung der bilateralen Regelungen 
am 31. Dezember 1980 führt. Dieser Rhythmus dürfte 
ausreichen, um innerhalb einer angemessenen Frist 
den Übergang zum Endstadium zu gewährleisten, 
ohne daß es zu Anpassungsschwierigkeiten oder grö- 
ßeren Störungen auf dem Verkehrsmarkt kommt. 

Absatz 3 

Der 31. Dezember 1980 ist der Endtermin, von dem 
ab der unter den Geltungsbereich dieser Verordnung 
fallende gewerbliche Verkehr, mit Ausnahme der 
Beförderungen innerhalb der Beneluxländer und des 
kombinierten Verkehrs, lediglich aufgrund der Ge- 
meinschaftsgenehmigung durchgeführt wird. 

Absatz 4 

Die für die erste Phase vorgesehenen Kriterien zur 
Festsetzung des Gemeinschaftskontingents (siehe 
Artikel 5) werden für die zweite Phase übernommen; 
sie werden jedoch ergänzt, um der schrittweisen Ver- 
ringerung der Zahl der bilateralen und Transit- 
genehmigungen Rechnung zu tragen. 


Artikel 11 

Absatz 1 

In diesem Absatz sind die Modalitäten für die Durch- 
führung der Bestimmungen über die schrittweise Be- 
seitigung der bilateralen Systeme und die Festset- 
zung des Umfangs des Gemeinschaftskontingents 
vorgesehen. 

Absatz 2 

Die Behörden müssen in der Lage sein, etwaigen 
Störungen, die sich aus dem Abbau ergeben können, 
zu begegnen und sogar gewissen Erfordernissen, die 
sich insbesondere aus den zwingenden Umständen 
einer Regionalpolitik ergeben, Rechnung zu tragen. 

Artikel 12 

Für die Mitgliedstaaten der Benelux ist eine Ausnah- 
mebestimmung vorgesehen. Sie berücksichtigt die 
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besondere Lage dieser regionalen Union, in der die 
Verkehrsunternehmer aus jedem der drei Staaten 
auf allen internationalen Verkehrsverbindungen 
innerhalb der Wirtschaftsunion Beförderungen 
durchführen können; dies ist eine weitergehende 
Integration als die Verfahren, welche von den ande- 
ren Mitgliedstaaten angewandt werden. 


Artikel 13 

Absatz 1 

Ebenso wie bei der Festsetzung des Gemeinschafts- 
kontingents werden die für die erste Phase vorge- 
sehenen Kriterien für die Aufteilung zwischen den 
Mitgliedstaaten (siehe Artikel 6 Absatz 3) auf die 
zweite Phase übertragen. 

Absatz 2 

Es wird darauf hingewiesen, daß den Mitgliedstaa- 
ten, die bis zum 31. Dezember 1980 bestimmte Ver- 
kehrsverbindungen von der Genehmigung befreien 
- wozu ihnen Artikel 8 die Möglichkeit gibt auch 
unter Berücksichtigung der den Beneluxländern 
gemäß Artikel 12 gewährten Vorzugsbehandlung 
eine im Verhältnis herabgesetzte Zahl von Gemein- 
schaftsgenehmigungen erteilt wird. 


UNTERABSCHNITT II 
Gemeinschaftsgenehmigungen 


Artikel 14 

Es wird vorgeschlagen, für die Gemeinschaftsgeneh- 
migung unmittelbar nach Beginn der zweiten Phase 
eine Geltungsdauer festzusetzen, die in der Regel 
der Lebensdauer der verwendeten Fahrzeuge ent- 
spricht. Die Unternehmen, die grenzüberschreitende 
Beförderungen vornehmen, erhalten somit die glei- 
chen Garantien, wie sie im allgemeinen den Ver- 
kehrsunternehmern gewährt werden, die innerstaat- 
liche Beförderungen ausführen. Aus diesem Grunde 
muß ein neues einheitliches Muster einer Gemein- 
schaftsgenehmigung eingeführt werden. 


Artikel 15 

Eine wirksame Überwachung der Kapazität erfor- 
dert, daß der Grad der Ausnutzung der ausgestellten 
Genehmigungen in relativ kurzen Abständen über- 
prüft wird. Diese Überprüfung ermöglicht es, gege- 
benenfalls die Anpassungen vorzunehmen, die so- 
wohl für ein ständiges Gleichgewicht zwischen An- 
gebot und Nachfrage erforderlich sind als auch im 
Interesse des Unternehmens selbst liegen. 


UNTERABSCHNITT III 
Werkverkehr 


Artikel 16 

Absätze 1 und 2 

Der Werkverkehr zwischen den Mitgliedstaaten ist 
von jeder Kontingentierung ausgenommen. Diese 
Maßnahme, die übrigens der auf den meisten Ver- 
kehrsbeziehungen derzeit bestehenden Lage ent- 
spricht, stützt sich auf den Grundsatz, wonach die 
freie Wahl des Benutzers so weit wie möglich ge- 
währleistet werden soll. 

Der Werkverkehr wird mit Fahrzeugen durchgeführt, 
die ausschließlich im Dienst des betreffenden Unter- 
nehmens stehen. Daher wird das Risiko überschüssi- 
ger Kapazitäten beträchtlich verringert; aufgrund 
der besonderen Zweckbestimmung der Fahrzeuge 
würde eine Überkapazität jedenfalls keine Störun- 
gen auf dem Markt hervorrufen, sofern selbstver- 
ständlich durch eine wirksame Kontrolle verhindert 
wird, daß die betreffenden Fahrzeuge nicht miß- 
bräuchlich für den gewerblichen Verkehr eingesetzt 
werden. 

Absätze 3 und 5 

Die Kontrolle der ordnungsgemäßen Durchführung 
des Werkverkehrs wird mittels eines Gemeinschafts- 
dokuments sichergestellt, das unbedingt in dem im 
Werkverkehr eingesetzten Fahrzeug mitgeführt wer- 
den muß. Um Mißbräuchen vorzubeugen, wird die 
Gemeinschaftsbescheinigung auf den Namen des 
Begünstigten ausgestellt; sie darf von diesem nicht 
an Dritte übertragen werden. 


Artikel 17 

Dieser Artikel sieht die Modalitäten für die Ertei- 
lung der Gemeinschaftsbescheinigung vor und legt 
die Rechte, die sie seinem Inhaber gewährt, sowie 
mit der Benutzung dieser Bescheinigung verbunde- 
nen Pflichten fest. 

Besteht ein offensichtliches Mißverhältnis zwischen 
der beantragten Kapazität und den tatsächlichen 
Bedürfnissen des Unternehmens, so müssen die Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit haben, die Erteilung 
einer Gemeinschaftsbescheinigung abzulehnen oder 
den Antrag auf ein angemessenes Maß herabzuset- 
zen. 

Sofern die Bescheinigung sorgfältig erteilt und ihre 
Ausnutzung wirksam überprüft wird, ist es nicht er- 
forderlich, die Gültigkeitsdauer dieses Beförderungs- 
papiers zu begrenzen. 
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ABSCHNITT IV 

Fahrtenbericht 

Artikel 18 

Das Prinzip der Beschaffung statistischer Angaben 
über die Ausnutzung der Gemeinschaftsgenehmigun- 
gen ist aus der Verordnung Nr. 1018/68 des Rates 
vom 19. Juli 1968 übernommen worden. Im Interesse 
einer ausreichenden Überwachung des Marktes muß 
dieses Prinzip auf den gesamten Straßenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten ausgedehnt werden. 
Ihm müssen auch die Beförderungen aufgrund von 
bilateralen Genehmigungen sowie der kombinierte 
Verkehr unterworfen werden. Im übrigen hält es die 
Kommission im Interesse einer statistischen Gesamt- 
überwachung des Marktes für notwendig, daß auch 
Umfang und Art der aufgrund der Gemeinschafts- 
bescheinigung durchgeführten Beförderungen be- 
kannt sind. 


ABSCHNITT V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 19 

Durch diesen Artikel erhält die Regelung zusätz- 
liche Elastizität, indem dem Rat die Möglichkeit ge- 
geben wird, einem ungenügenden Angebot an Ver- 
kehrsleistungen oder ausnahmsweise bzw. zeitlich 
begrenzt auftretenden Verkehrsbedürfnissen zu be- 
gegnen. Der Artikel sieht zu diesem Zweck als 
globales und gezieltes Mittel die Erteilung von Ge- 
nehmigungen außerhalb der Kontingente vor, die 
hinsichtlich der Geltungsdauer und der zu befördern- 
den Güter sowie gegebenenfalls hinsichtlich der zu 
bedienenden Verkehrsverbindungen beschränkt 
sind. 


Artikel 20 

Dieser Artikel zielt darauf ab, den Beteiligten die 
Möglichkeit der Klageerhebung gegen die gemäß der 
vorgeschlagenen Regelung getroffenen Entscheidun- 
gen der Behörden zu ermöglichen, falls es ein der- 
artiges Rechtsmittel zur Zeit nicht geben sollte. 

Artikel 21 

Im Geiste der Zusammenarbeit und im Hinblick auf 
die Vereinfachung, zu denen es für die wirksame 
Anwendung der Gemeinschaftsvorschriften zwischen 
den Mitgliedstaaten kommen muß, sowie zur Sicher- 
stellung eines ausreichenden individuellen Schutzes 
bei den Maßnahmen, die auf einen zeitweiligen oder 
endgültigen Ausschluß vom Verkehr zwischen be- 
stimmten Mitgliedstaaten abzielen können, müssen 
die Strafmaßnahmen bei Verstößen gegen die Ver- 
ordnung in die ausschließliche Kompetenz der zu- 
ständigen Behörde des Mitgliedstaates fallen, in dem 
das Fahrzeug zugelassen ist. 

Diese Behörde, die über die Art des Verstoßes aus- 
reichend unterrichtet wird, ist allein in der Lage, die 
Informationen über das allgemeine Verhalten ihres 
Verkehrsunternehmers zu zentralisieren und die 
Strafmaßnahmen zu treffen, die unter Berücksichti- 
gung der Schwere und der Häufigkeit der Nicht- 
beachtung der Verordnung angemessen sind. 

Artikel 22 

Mit der Einführung eines Beratungsverfahrens soll 
sichergestellt werden, daß die in den Mitgliedstaaten 
zu treffenden Durchführungsbestimmungen für die 
Regelung möglichst einheitlich sind und die Ver- 
kehrsunternehmer aller Mitgliedstaaten völlig gleich 
behandelt werden. 
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